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Anfrage Brunold 

betreffend kantonale Strategie für Photovoltaik-Grossanlagen 

Antwort der Regierung 

 

Die im Herbst 2022 durch das eidgenössische Parlament beschlossene Revision des 

Energiegesetzes (EnG; SR 730.0) mit dem Titel «Dringliche Massnahmen zur kurz-

fristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter» hat zum Ziel, 

rasch 2 Terawatt (TWh) erneuerbare Stromproduktion aus Photovoltaik(PV)-

Grossanlagen mit hohem Winteranteil zu erstellen. Die Revision ist per 1. Oktober 

2022 in Kraft getreten und gilt bis am 31. Dezember 2025. Für die Zeit ab 2026 ist 

davon auszugehen, dass im Rahmen der Beratungen des eidgenössischen Parla-

ments eine Anschlussregelung getroffen wird. 

 

Anfang Dezember 2022 hat der Bund im Zusammenhang mit Art. 71a Abs. 3 EnG 

eine Kurzvernehmlassung zu Änderungen der Energieverordnung (EnV; SR 730.01) 

sowie der Energieförderverordnung (EnFV; SR 730.03) eröffnet, welche u.a. Verfah-

rensfragen sowie die Voraussetzungen im Rahmen der befristeten Förderung durch 

den Bund klären sollen. Die Bundesverordnungen sollen nach aktuellem Kenntnis-

stand voraussichtlich per Ende März 2023 in Kraft gesetzt werden. Es ist davon aus-

zugehen, dass auch mit den erwähnten rechtlichen Grundlagen auf Bundesebene di-

verse Aspekte offenbleiben. Deshalb wurde im Dezember 2022 eine kantonale Ar-

beitsgruppe gebildet, die sich der Klärung von Verfahrensfragen sowie der Anforde-

rungen an die Gesuchsunterlagen etc. annimmt. Die Erkenntnisse daraus werden in 

einem Leitfaden festgehalten, der im Anschluss bekannt gemacht wird. Diese Ar-

beitsgruppe ist departementsübergreifend zusammengesetzt und besteht aus Vertre-

tern aus dem Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität (DIEM), dem De-

partement für Volkswirtschaft und Soziales (DVS) sowie dem Erziehungs-, Kultur- 

und Umweltdepartement (EKUD) und den in dieser Sache hauptbetroffenen kantona-

len Ämtern. Es ist vorgesehen, dass die Bewilligungsverfahren während der Dring-
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lichkeitsperiode bis 2025 basierend auf den bewährten Instrumenten und Verfahren-

sabläufen aufbauen. Für die nachfolgende Zeitperiode werden spezialrechtliche Ge-

setzesregelungen sowie angepasste Verfahren geprüft. 

 

Zu Frage 1: Art. 71a Abs. 3 EnG sieht vor, dass die Bewilligung für PV-Grossanlagen 

durch den Kanton erteilt wird, wobei die Zustimmung der Standortgemeinde und der 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer vorliegen muss. Wie einleitend er-

wähnt, sind in Bezug auf das kantonale Bewilligungsverfahren sowie der Leitbehörde 

die entsprechenden Arbeiten initiiert. Die zur Vernehmlassung unterbreiteten, rechtli-

chen Bundesbestimmungen geben nicht vor, welches Organ der Standortgemeinde 

die entsprechende Zustimmung zu erteilen hat. Nach Auffassung der Regierung wäre 

es sinnvoll, die Stimmbevölkerung dafür vorzusehen, damit der Entscheid demokra-

tisch breit abgestützt ist. Dieser Punkt, sowie die Klärung der kantonalen Handlungs-

spielräume (bspw. mögliche Anwendung BAB-Bewilligungsverfahren), wurden unter 

anderem von der Regierung im Rahmen der Vernehmlassung betreffend die Verord-

nungsrevisionen zur Umsetzung von Art. 71a EnG vom 15. Dezember 2022 gegen-

über dem Bund eingebracht. 

 

Zu Frage 2: Die kantonale Wasserkraftstrategie 2022–2050 regelt u.a. eine Beteili-

gungsstrategie an bestehenden Wasserkraftwerken, welche am Konzessionsende 

zum vorwiegenden Teil an die Konzessionsgemeinden und den Kanton unentgeltlich 

heimfallen. Für PV-, aber auch Windgrossanlagen, fehlt derzeit eine kantonalrechtli-

che Spezialgesetzgebung, die ein Beteiligungsrecht des Kantons und der Gemein-

den vorsieht. Seitens des Kantons besteht die Absicht, entsprechende rechtliche 

Bestimmungen vorzusehen. Dafür müssen vorerst die Grundlagen erarbeitet werden, 

welche dann im Rahmen eines Gesetzgebungsprozesses umgesetzt werden können. 

Ob eine vergleichbare Beteiligungsstrategie verfolgt werden kann, wird sich nach Ab-

schluss der Arbeiten weisen. 

 

Zu Frage 3: Siehe Antwort zu Frage 2. 
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